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Dienstvertrag
Auslandsdienstlehrkräfte (ADLK)


[bookmark: Text1]Zwischen      

[bookmark: Text2]in      , vertreten durch den Vorstand,

[bookmark: Text3]dieser vertreten durch (Schulträger)

und

(Name der ADLK)

[bookmark: Text6](Amtsbezeichnung) aus (Wohnort)
				

wird unter Berücksichtigung des Vermittlungsbescheides der Bundesrepublik 

[bookmark: Text7]Deutschland an die ADLK vom (Datum des Bescheides) im Rahmen der Auswärtigen Kultur- und 

Bildungspolitik folgender Dienstvertrag als ADLK geschlossen:




1.	Pflichten der ADLK

[bookmark: Text8][bookmark: Text9]1.1	Die ADLK verpflichtet sich, an der       in       während der Dauer des Vertrages Unterricht entsprechend ihrer Ausbildung, auf Weisung des Schulleiters auch in anderen Fächern, zu erteilen. Das Regelstundenmaß (Unterrichtsverpflichtung) für Auslandsdienstlehrkräfte richtet sich nach dem jeweils geltenden BLASchA- Beschluss. Darüber hinaus verpflichtet sich die Lehrkraft, zur Vertretung abwesender Kollegen bis zu drei weitere Unterrichtsstunden pro Monat ohne Zusatzvergütung zu leisten.

1.2 Die ADLK ist an die inneren Ordnungen der Schule und die schulrechtlichen Vorschriften des Gastlandes gebunden. Der Schulträger hat den Schulleiter als Vorgesetzten aller Arbeitnehmer mit entsprechenden Weisungsbefugnissen eingesetzt. Ausgenommen sind Angelegenheiten, die den Bestand des Arbeitsverhältnisses betreffen. Mitteilungen und Anfragen hierzu erfolgen über den Schulleiter. Insbesondere kann der Schulleiter im Rahmen seiner Leitungsaufgaben Unterrichtsbesuche durchführen und im dienstlichen Interesse für andere Personen anordnen. Unabhängig davon sind Mitglieder des Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im Ausland und Vertreter des Bundesamtes für Auswärtige Angelegenheiten - Zentralstelle für das Auslandsschulwesen - (im Folgenden Zentralstelle genannt) anlässlich ihres dienstlichen Aufenthaltes an der Schule zu Unterrichtsbesuchen befugt. Die Unterrichtsbesuche werden in der Regel rechtzeitig angekündigt.


1.3	Die ADLK verpflichtet sich, außerunterrichtliche Tätigkeiten, z. B. Teilnahme an Konferenzen, Elternbesprechungen, Klassenleitung, Erarbeitung von Unterrichtsmaterialien, Verwaltung von Sammlungen, Vorbereitung und Durchführung von Schulveranstaltungen in angemessenem Rahmen zu übernehmen und gewissenhaft auszuführen. Ein Anspruch auf Anrechnungsstunden entsteht dadurch nicht. 

1.4	Die ADLK darf eine entgeltliche Nebentätigkeit nur mit Zustimmung des Schulleiters und des Schulträgers ausüben. Die Zustimmung wird in der Regel nur erteilt, wenn die Nebentätigkeit kultureller und pädagogischer Art ist und zu erwarten steht, dass diese die dienstlichen Pflichten nicht beeinträchtigt. Die Zustimmung kann widerrufen werden, wenn die Erfüllung der Vertragspflichten beeinträchtigt wird. Für die Erteilung von Privatunterricht an Schüler der eigenen Schule genügt die Zustimmung des Schulleiters.

1.5	Für die ADLK gilt die an der Auslandsschule festgelegte Ferienordnung, wobei ggf. Bestimmungen des Gastlandes und Weisungen zuständiger deutscher Dienststellen beachtet werden müssen. 



2.	Pflichten des Schulträgers

2.1	Der Schulträger ist gegenüber der ADLK zur Fürsorge verpflichtet. Dies tut er insbesondere, indem er die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Schulträger, Schulleitung und ADLK durch die erforderlichen inneren Ordnungen einer Schule nach den von den zuständigen deutschen Stellen erlassenen Richtlinien im Rahmen der landesrechtlichen Bestimmungen in Kraft setzt.

2.2	Der Schulträger schafft der ADLK die materiellen Voraussetzungen zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Unterrichtsverpflichtung durch Stellung von Unterrichtsraum und Lehrmaterial. Er garantiert die innere Sicherheit in der Schule.

2.3	Der Schulträger erteilt Arbeitsbefreiung, wenn

	-	die ZfA oder die zuständige Auslandsvertretung der Bundesrepublik Deutschland im Krisenfall die ADLK auffordert, das Krisengebiet oder das Land zu verlassen;

	-	die ADLK entsprechend ihrem Vermittlungsbescheid von der Zentralstelle vorübergehend zur Mitwirkung bei einer Prüfung für das Deutsche Sprachdiplom bzw. bei einer anderen deutschen Abschlussprüfung an einer anderen Schule verpflichtet wird;

	-	die ADLK von der Zentralstelle zur Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme verpflichtet wird.



3.	Vertragsdauer

	In beiderseitigem Interesse ist dieser Vertrag auf drei Jahre befristet, und zwar

[bookmark: Text10][bookmark: Text11]	vom       bis zum      

	Die ADLK beabsichtigt, nach Vertragsende wieder ihre beamtenrechtlichen bzw. arbeitsvertragrechtlichen Verpflichtungen in Deutschland zu erfüllen. Gleichzeitig entfallen die monatlichen Zuwendungen der Bundesrepublik Deutschland an die ADLK. Hebt der deutsche Dienstherr gegen Vertragsende die Beurlaubung vorzeitig auf, weil der Unterricht beginnt, so endet der Vertrag mit dem Ende der Beurlaubung.




4.	Dienstantritt und Rückkehr in den deutschen Schuldienst

	Die ADLK verpflichtet sich, die Ausreise so anzutreten, dass sie ihren Dienst rechtzeitig aufnehmen kann.

	Der Schulträger verpflichtet sich, der ADLK die Rückreise vom Auslandsschulort an ihren künftigen Dienstort so rechtzeitig zu ermöglichen, dass sie spätestens am Tage, der auf das Vertragsende folgt, ihren Dienst bei der Heimatschulbehörde wieder aufnehmen kann.



5.	Vertragsbedingungen

	Die Parteien vereinbaren, dass dieser Vertrag erst wirksam wird, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

	-	die ADLK ist von ihrem deutschen Dienstherrn für die Dauer des Vertrages vom Dienst beurlaubt;

· die Zentralstelle hat einen Vermittlungsbescheid über die finanzielle Betreuung der ADLK nach der „Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen an Lehrkräfte im Auslandsschuldienst“ (Zuwendungsrichtlinie) in der jeweils gültigen Fassung erteilt.



6.	Vertragsverlängerungen

6.1	Der Vertrag kann durch schriftliche Vereinbarung der Vertragsparteien einmal um drei Jahre verlängert werden. Bei Inhabern von Funktionsstellen ist eine weitere Verlängerung um zwei Jahre möglich. Es besteht jedoch kein Rechtsanspruch der ADLK auf eine Vertragsverlängerung. 

6.2	Falls der Schulträger den Vertrag zu verlängern wünscht, teilt er dies der ADLK spätestens einen Monat vor Ablauf des vorletzten Unterrichtsjahres im Vertragszeitraum schriftlich mit. Die ADLK erklärt daraufhin dem Schulträger innerhalb von zwei Wochen schriftlich, ob sie beabsichtigt, das Verlängerungsangebot anzunehmen.

6.3	Die Vertragsverlängerung wird erst wirksam, wenn der Dienstherr der ADLK in der Bundesrepublik Deutschland die Weiterbeurlaubung genehmigt und die Zentralstelle der Vertragsverlängerung schriftlich zugestimmt hat. Stimmt die Zentralstelle nicht zu oder genehmigt der Dienstherr die Beurlaubung nicht, dann erfolgt dies ohne Angabe der Gründe.



7.	Beendigung des Vertragsverhältnisses

7.1	Das Vertragsverhältnis endet außer durch Fristablauf oder Tod der ADLK durch:

	-	Wegfall einer der Vertragsbedingungen (5)
	-	Auflösungsvertrag (7.2)
- Kündigung (7.3 ff)
-	Widerruf des Vermittlungsbescheides

7.2 Beabsichtigen die Parteien, den Vertrag vorzeitig durch einen Auflösungsvertrag zu beenden, so ist dies über die zuständige Auslandsvertretung, die eine Stellungnahme dazu abgibt, der Zentralstelle mitzuteilen. Diese unterrichtet unmittelbar den innerdeutschen Dienstherrn. Das Datum des Vertragsendes ist vorher mit der Zentralstelle abzustimmen. Dies ist keine Zustimmung gem. Nr. 6.2.3 der Zuwendungsrichtlinie.
	Wählen die Parteien einen früheren Termin und ist deshalb eine sofortige Rückkehr in den innerdeutschen Schuldienst nicht möglich, führt dies trotzdem zur Einstellung der Gewährung der Zuwendungen durch die Zentralstelle zum von den Parteien gewählten Termin. Über diese Folgen werden Vorstand und Leitung der Schulen von der Zentralstelle hingewiesen.
	Eine Abfindung wird nicht gewährt. Die Vereinbarung einer solchen ist unwirksam.

7.3	Der Vertrag kann von jedem Vertragspartner unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Schluss des Schuljahres gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform und ist zu begründen. Der kündigende Vertragspartner verpflichtet sich, seine Kündigung unverzüglich der Auslandsvertretung und der Zentralstelle mitzuteilen. Endet der Vertrag während der ersten Vertragszeit durch Kündigung, so hat derjenige Vertragspartner die Kosten für Übersiedlung und Rückübersiedlung zu tragen, der die Kündigung zu vertreten hat.

7.4	Der Vertrag kann von jedem Vertragspartner aus wichtigem Grund auch fristlos gekündigt werden. Für die fristlose Kündigung gelten zusätzlich folgende Besonderheiten:
 
	Der fristlosen Kündigung muss nachweisbar eine schriftliche Abmahnung vorausgehen. Die Abmahnung muss konkret definierte Vorwürfe zur Verletzung von Vertragspflichten enthalten und die eindeutige Absicht erkennen lassen, dass das Arbeitsverhältnis im Wiederholungsfall durch fristlose Kündigung beendet wird. Bei besonders schwerwiegenden Pflichtverletzungen ist die fristlose Kündigung ohne vorausgehende Abmahnung möglich.

	Das Dienstverhältnis kann von jedem Vertragspartner aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen beider Vertragspartner die Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten Beendigung des Dienstverhältnisses nicht zugemutet werden kann.
	Die Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kündigende muss dem anderen Teil sowie der Auslandsvertretung und der Zentralstelle die Kündigung unverzüglich mitteilen.
	Für die Beendigung des Vertragsverhältnisses ist in Absprache mit der Auslandsvertretung der Zentralstelle und dem innerdeutschen Dienstherrn eine angemessene Frist vorzusehen, es sei denn, dem kündigenden Teil ist eine solche nicht zuzumuten.

7.5	Die Wirksamkeit der Kündigungserklärung ist abhängig von der Prüfung und Zustimmung der Auslandsvertretung. Ohne die Prüfung der Kündigungsgründe im Einzelnen wird die Auslandsvertretung die Zustimmung dann erteilen, wenn das Vertrauensverhältnis zwischen den Vertragspartnern so erschüttert ist, dass eine sinnvolle Zusammenarbeit im Sinne der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik nicht mehr möglich erscheint und ein dringendes öffentliches Interesse nicht entgegensteht.

7.6	Bei einer Kündigung durch den Schulträger hat der Lehrerbeirat, sofern ein solcher besteht, ein Recht auf Anhörung vor dem Termin, zu dem die Kündigung ausgesprochen ist, wenn die ADLK dies wünscht.

7.7 Wird das Vertragsverhältnis durch eine Kündigung beendet, ist dies durch den Schulträger über die zuständige Auslandsvertretung der Zentralstelle mitzuteilen. Diese unterrichtet unmittelbar den innerdeutschen Dienstherrn.

7.8 Hat die Zentralstelle entschieden, den Vermittlungsbescheid zu widerrufen, teilt sie dies dem innerdeutschen Dienstherrn unverzüglich mit.







8.	Schlichtungsvereinbarung

8.1 Der vorliegende Vertrag dient in erster Linie der gemeinsamen Förderung des deutschen Ansehens im Ausland. Aus diesem Grunde verpflichten sich die Parteien, etwaige Streitigkeiten gütlich beizulegen.

Zeichnet sich keine gütliche Einigung ab, dann ist ein gemeinsames Gespräch mit der Auslandsvertretung anzuberaumen. Für den Fall, dass dies zu keiner Einigung führt, vereinbaren die Parteien, dass sämtliche Streitigkeiten, die sich aus diesem Vertrag oder im Zusammenhang mit ihm ergeben, durch den Schlichtungsausschuss entschieden werden.

8.2 Der Schlichtungsausschuss besteht aus dem diplomatischen oder konsularischen Vertreter der Bundesrepublik Deutschland und je einer Person ihres Vertrauens jeder Vertragspartei. Den Vorsitz führt der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland. Unmittelbar am Streitfall Beteiligte dürfen von den Vertragsparteien nicht vorgeschlagen werden.

8.3 Der Schlichtungsausschuss beschließt mehrheitlich die Schlichtungsentscheidung. Diese wird den Parteien durch den Vorsitzenden unverzüglich schriftlich übermittelt. Die Parteien haben diese unverzüglich umzusetzen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Über das Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss wird eine Niederschrift angefertigt. Sie wird vom Vorsitzenden unterschrieben.

8.4 Das gesamte Verfahren gem. Nr. 8 ist als Sofort-Sache zu behandeln und ist innerhalb von einem Monat nach dem Gespräch gem. Nr. 8.1 Satz 3 abzuschließen.



9.	Vorzeitige Beendigung der Tätigkeit

Wird dieser Vertrag vor Ablauf von drei Vertragsjahren vorzeitig beendet, so hat derjenige Vertragspartner die Kosten für Übersiedlung und Rückübersiedlung zu tragen, der die vorzeitige Beendigung zu vertreten hat. Die Vorschriften der Zuwendungsrichtlinien bleiben hiervon unberührt.



10. Gegenleistung

[bookmark: Text12]Für ihre Tätigkeit an der (Name der Schule) erhält die ADLK Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Bundesrepublik Deutschland gem. den Richtlinien des Auswärtigen Amtes / der Zentralstelle.





11.	Vertragsänderungen

Änderungen einschließlich Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform sowie der schriftlichen Zustimmung der Zentralstelle.



12.	Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand

	Weil die ADLK aufgrund des Vermittlungsbescheides i. V. m. den Richtlinien des Auswärtigen Amtes / der Zentralstelle für ihre Tätigkeit an der Deutschen Auslandsschule Zuwendungen gem. § 23 Bundeshaushaltsordnung der Bundesrepublik Deutschland i. d. F. vom 19.08.1969 (BGBL IS.1284), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.06.1999 (BGBL I S. 1334), erhält, wird für den Fall einer gerichtlichen Auseinandersetzung ausschließlich die Anwendung deutschen Rechts sowie gem. § 38 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO) der Bundesrepublik Deutschland i. d. Fassung vom 12.09.1950 (BGBL I S. 533), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.07.2001 (BGBL I S. 1887), Köln als ausschließlicher Gerichtsstand vereinbart, sofern die ADLK keinen allgemeinen Gerichtsstand in der Bundesrepublik Deutschland hat.



[bookmark: Text14]      , den      


Für den Schulträger: *	1) .............................................	  2) ............................................
				(Unterschrift)		(Unterschrift)

*	Unterschriften aller zur wirksamen Vertretung des Schulträgers erforderlichen, nach der Satzung vertretungsberechtigten, Vorstandsmitglieder



[bookmark: Text16]      , den      


.................................................................................
   		(Unterschrift der ADLK)D 3 (3)

Stand: 10.2024


